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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 28. Juni 1999

zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse (*)

(1999/468/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 202 dritter Gedanken-
strich,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat der Kommission in den von ihm angenom-
menen Rechtsakten Befugnisse zur Durchführung der
von ihm erlassenen Vorschriften zu übertragen. Er kann
für die Ausübung dieser Befugnisse bestimmte Modali-
täten festlegen und sich in spezifischen und begründeten
Fällen außerdem vorbehalten, Durchführungsbefugnisse
selbst auszuüben.

(2) Der Rat erließ den Beschluß 87/373/EWG vom 13. Juli
1987 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung
der der Kommission übertragenen Durchführungsbefug-
nisse (3). Mit diesem Beschluß wurde eine begrenzte Zahl
an Verfahren für die Ausübung dieser Befugnisse vorge-
sehen.

(3) In der Erklärung Nr. 31 im Anhang zur Schlußakte der
Regierungskonferenz, auf der der Vertrag von
Amsterdam angenommen wurde, wird die Kommission
aufgefordert, dem Rat einen Vorschlag zur Änderung des
Beschlusses 87/373/EWG zu unterbreiten.

(4) Aus Gründen der Klarheit wurde es für zweckmäßiger
erachtet, den Beschluß 87/373/EWG nicht zu ändern,
sondern vielmehr durch einen neuen Beschluß zu
ersetzen und ihn deshalb aufzuheben.

(5) Mit dem vorliegenden Beschluß wird erstens bezweckt,
im Interesse einer größeren Kohärenz und Vorhersehbar-
keit bei der Wahl des Ausschußtyps Kriterien für die

Wahl der Ausschußverfahren aufzustellen, bei denen es
sich allerdings um unverbindliche Kriterien handeln soll.

(6) So sollte auf das Verwaltungsverfahren zurückgegriffen
werden, wenn es um Verwaltungsmaßnahmen geht, wie
beispielsweise Maßnahmen zur Umsetzung der gemein-
samen Agrarpolitik oder der gemeinsamen Fischereipo-
litik oder zur Durchführung von Programmen mit
erheblichen Auswirkungen auf den Haushalt. Diese
Verwaltungsmaßnahmen sollten von der Kommission
nach einem Verfahren getroffen werden, das eine
Beschlußfassung innerhalb angemessener Fristen gewähr-
leistet. Erfolgt allerdings bei nicht dringenden
Maßnahmen eine Befassung des Rates, so sollte die
Kommission im Rahmen ihres Ermessensspielraums die
Anwendung der Maßnahmen verschieben.

(7) Auf das Regelungsverfahren sollte zurückgegriffen
werden bei Maßnahmen von allgemeiner Tragweite, mit
denen wesentliche Bestimmungen von Basisrechtsakten
angewandt werden sollen, einschließlich Maßnahmen
zum Schutz der Gesundheit oder Sicherheit von
Menschen, Tieren und Pflanzen, sowie bei Maßnahmen,
mit denen bestimmte nicht wesentliche Bestimmungen
eines Basisrechtsakts angepaßt oder aktualisiert werden
sollen. Derartige Durchführungsbestimmungen sollten
nach einem effizienten Verfahren erlassen werden, bei
dem das Initiativrecht der Kommission im Bereich der
Rechtsetzung in vollem Umfang gewahrt bleibt.

(8) Auf das Beratungsverfahren sollte in all den Fällen
zurückgegriffen werden, in denen es als zweckmäßigstes
Verfahren angesehen wird. Das Beratungsverfahren wird
weiterhin in denjenigen Fällen zur Anwendung gelangen,
in denen es bereits jetzt angewandt wird.

(9) Mit diesem Beschluß wird zweitens bezweckt, die Anfor-
derungen für die Ausübung der der Kommission über-
tragenen Durchführungsbefugnisse zu vereinfachen
sowie für eine stärkere Einbeziehung des Europäischen
Parlaments in denjenigen Fällen zu sorgen, in denen der

(*) Zur Unterrichtung: Drei Erklärungen für das Ratsprotokoll, die sich
auf diesen Beschluß beziehen, sind im ABl. C 203 vom 17. Juli
1999, S. 1, wiedergegeben.

(1) ABl. C 279 vom 8.9.1998, S. 5.
(2) Stellungnahme vom 6. Mai 1999 (noch nicht im Amtsblatt veröf-

fentlicht).
(3) ABl. L 197 vom 18.7.1987, S. 33.
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Basisrechtsakt, mit dem der Kommission Durchfüh-
rungsbefugnisse übertragen werden, nach dem Verfahren
des Artikels 251 des Vertrags angenommen worden ist.
Dazu wurde es als angemessen angesehen, die Zahl der
Verfahren zu begrenzen sowie die Verfahren so anzu-
passen, daß den jeweiligen Befugnissen der beteiligten
Organe Rechnung getragen wird und insbesondere eine
Berücksichtigung der Auffassungen des Europäischen
Parlaments durch die Kommission oder den Rat in den
Fällen möglich ist, in denen das Europäische Parlament
der Meinung ist, daß der Entwurf für eine Maßnahme,
der einem Ausschuß vorliegt oder der Vorschlag für eine
Maßnahme, der dem Rat nach dem Regelungsverfahren
unterbreitet wurde, über die in dem Basisrechtsakt
vorgesehenen Durchführungsbefugnisse hinausgeht.

(10) Mit diesem Beschluß wird drittens bezweckt, die Unter-
richtung des Europäischen Parlaments zu verbessern;
dazu ist vorgesehen, daß die Kommission das Europä-
ische Parlament regelmäßig über die Arbeit der
Ausschüsse unterrichtet, daß die Kommission dem
Europäischen Parlament Unterlagen zur Tätigkeit der
Ausschüsse übermittelt sowie das Europäische Parlament
unterrichtet, wenn sie dem Rat Maßnahmen oder
Vorschläge für zu ergreifende Maßnahmen übermittelt.

(11) Mit diesem Beschluß wird viertens bezweckt, die Unter-
richtung der Öffentlichkeit über die Ausschußverfahren
zu verbessern und deshalb dafür zu sorgen, daß die für
die Kommission geltenden Grundsätze und Bedingungen
für den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten auch
auf Ausschüsse Anwendung finden, daß eine Liste aller
Ausschüsse, die die Kommission bei der Ausübung ihrer
Durchführungsbefugnisse unterstützen, erstellt und ein
Jahresbericht über die Arbeit der Ausschüsse veröffent-
licht wird und daß sämtliche Verweise auf mit den
Ausschüssen in Zusammenhang stehende Dokumente,
die dem Europäischen Parlament übermittelt worden
sind, in einem Verzeichnis öffentlich zugänglich
gemacht werden.

(12) Dieser Beschluß findet keine Anwendung auf die beson-
deren Ausschußverfahren im Rahmen der Durchführung
der gemeinsamen Handelspolitik und der in den
Verträgen niedergelegten Wettbewerbsvorschriften, die
derzeit nicht auf den Beschluß 87/373/EWG gestützt
sind —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Außer in spezifischen und begründeten Fällen, in denen der
Basisrechtsakt dem Rat die unmittelbare Ausübung von Durch-
führungsbefugnissen vorbehält, werden diese der Kommission
entsprechend den einschlägigen Bestimmungen des Basisrechts-
akts übertragen. In diesen Bestimmungen werden die Hauptbe-
standteile der so übertragenen Befugnisse festgelegt.

Sieht der Basisrechtsakt für die Annahme von Durchführungs-
maßnahmen bestimmte Verfahrensmodalitäten vor, so müssen
diese Modalitäten im Einklang mit den in den Artikeln 3, 4, 5
und 6 aufgeführten Verfahren stehen.

Artikel 2

Bei der Wahl der Verfahrensmodalitäten für die Annahme der
Durchführungsmaßnahmen werden folgende Kriterien zugrun-
degelegt:

a) Verwaltungsmaßnahmen wie etwa Maßnahmen zur Umset-
zung der gemeinsamen Agrarpolitik oder der gemeinsamen
Fischereipolitik oder zur Durchführung von Programmen
mit erheblichen Auswirkungen auf den Haushalt sollten
nach dem Verwaltungsverfahren erlassen werden.

b) Maßnahmen von allgemeiner Tragweite, mit denen wesent-
liche Bestimmungen von Basisrechtsakten angewandt
werden sollen, wie Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit
oder Sicherheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen sollten
nach dem Regelungsverfahren erlassen werden.

Ist in einem Basisrechtsakt vorgesehen, daß bestimmte nicht
wesentliche Bestimmungen des Rechtsakts im Wege von
Durchführungsverfahren angepaßt oder aktualisiert werden
können, so sollten diese Maßnahmen nach dem Regelungs-
verfahren erlassen werden.

c) Unbeschadet der Buchstaben a) und b) wird das Beratungs-
verfahren in allen Fällen angewandt, in denen es als zweck-
mäßigstes Verfahren angesehen wird.

Artikel 3

Beratungsverfahren

(1) Die Kommission wird von einem beratenden Ausschuß
unterstützt, der sich aus den Vertretern der Mitgliedstaaten
zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den
Vorsitz führt.

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß gibt — gegebenenfalls aufgrund einer Abstimmung
— seine Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist
ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlich-
keit der betreffenden Frage festsetzen kann.

(3) Die Stellungnahme wird in das Protokoll des
Ausschusses aufgenommen; darüber hinaus hat jeder Mitglied-
staat das Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im Protokoll
festgehalten wird.

(4) Die Kommission berücksichtigt soweit wie möglich die
Stellungnahme des Ausschusses. Sie unterrichtet den Ausschuß
darüber, inwieweit sie seine Stellungnahme berücksichtigt hat.

Artikel 4

Verwaltungsverfahren

(1) Die Kommission wird von einem Verwaltungsausschuß
unterstützt, der sich aus den Vertretern der Mitgliedstaaten
zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den
Vorsitz führt.

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf inner-
halb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung
der Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen kann. Die
Stellungnahme wird mit der Mehrheit abgegeben, die in Artikel
205 Absatz 2 des Vertrags für die Annahme der vom Rat auf
Vorschlag der Kommission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen
ist. Bei der Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der
Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht
teil.
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(3) Die Kommission erläßt unbeschadet des Artikels 8
Maßnahmen, die unmittelbar gelten. Stimmen diese
Maßnahmen jedoch mit der Stellungnahme des Ausschusses
nicht überein, so werden sie sofort von der Kommission dem
Rat mitgeteilt. In diesem Fall kann die Kommission die Durch-
führung der von ihr beschlossenen Maßnahmen um einen Zeit-
raum verschieben, der in jedem Basisrechtsakt festzulegen ist,
keinesfalls aber drei Monate von der Mitteilung an über-
schreiten darf.

(4) Der Rat kann innerhalb des in Absatz 3 genannten Zeit-
raums mit qualifizierter Mehrheit einen anderslautenden
Beschluß fassen.

Artikel 5

Regelungsverfahren

(1) Die Kommission wird von einem Regelungsausschuß
unterstützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusam-
mensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den
Vorsitz führt.

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf inner-
halb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung
der Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen kann. Die
Stellungnahme wird mit der Mehrheit abgegeben, die in Artikel
205 Absatz 2 des Vertrags für die Annahme der vom Rat auf
Vorschlag der Kommission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen
ist. Bei der Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der
Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht
teil.

(3) Die Kommission erläßt unbeschadet des Artikels 8 die
beabsichtigten Maßnahmen, wenn sie mit der Stellungnahme
des Ausschusses übereinstimmen.

(4) Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der Stel-
lungnahme des Ausschusses nicht überein oder liegt keine Stel-
lungnahme vor, so unterbreitet die Kommission dem Rat
unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffenden
Maßnahmen und unterrichtet das Europäische Parlament.

(5) Ist das Europäische Parlament der Auffassung, daß ein
Vorschlag, den die Kommission auf der Grundlage eines gemäß
Artikel 251 des Vertrags erlassenen Basisrechtsakts unterbreitet
hat, über die in diesem Basisrechtsakt vorgesehenen Durchfüh-
rungsbefugnisse hinausgeht, so unterrichtet es den Rat über
seinen Standpunkt.

(6) Der Rat kann, gegebenenfalls in Anbetracht eines
solchen etwaigen Standpunkts, innerhalb einer Frist, die in
jedem Basisrechtsakt festzulegen ist, die keinesfalls aber drei
Monate von der Befassung des Rates an überschreiten darf, mit
qualifizierter Mehrheit über den Vorschlag befinden.

Hat sich der Rat innerhalb dieser Frist mit qualifizierter Mehr-
heit gegen den Vorschlag ausgesprochen, so überprüft die
Kommission den Vorschlag. Die Kommission kann dem Rat
einen geänderten Vorschlag vorlegen, ihren Vorschlag erneut
vorlegen oder einen Vorschlag für einen Rechtsakt auf der
Grundlage des Vertrags vorlegen.

Hat der Rat nach Ablauf dieser Frist weder den vorgeschla-
genen Durchführungsrechtsakt erlassen noch sich gegen den
Vorschlag für die Durchführungsmaßnahmen ausgesprochen,

so wird der vorgeschlagene Durchführungsrechtsakt von der
Kommission erlassen.

Artikel 6

Verfahren bei Schutzmaßnahmen

Das folgende Verfahren kann angewandt werden, wenn der
Kommission in dem Basisrechtsakt die Befugnis übertragen
wird, über Schutzmaßnahmen zu beschließen:

a) Die Kommission teilt dem Rat und den Mitgliedstaaten
jeden Beschluß über Schutzmaßnahmen mit. Es kann vorge-
sehen werden, daß die Kommission die Mitgliedstaaten nach
jeweils festzulegenden Modalitäten konsultiert, bevor sie
ihren Beschluß faßt.

b) Jeder Mitgliedstaat kann den Rat innerhalb einer Frist, die in
dem betreffenden Basisrechtsakt festzulegen ist, mit dem
Beschluß der Kommission befassen.

c) Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit innerhalb einer
Frist, die in dem betreffenden Basisrechtsakt festzulegen ist,
einen anderslautenden Beschluß fassen. Wahlweise kann in
dem Basisrechtsakt vorgesehen werden, daß der Rat den
Beschluß der Kommission mit qualifizierter Mehrheit bestä-
tigen, ändern oder aufheben kann oder daß der Beschluß
der Kommission, wenn der Rat innerhalb der vorgenannten
Frist keinen Beschluß gefaßt hat, als aufgehoben gilt.

Artikel 7

(1) Jeder Ausschuß gibt sich auf Vorschlag seines Vorsit-
zenden eine Geschäftsordnung auf der Grundlage der Standard-
geschäftsordnung, die im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften veröffentlicht werden.

Bestehende Ausschüsse passen ihre Geschäftsordnung soweit
erforderlich an die Standardgeschäftsordnung an.

(2) Die für die Kommission geltenden Grundsätze und
Bedingungen für den Zugang der Öffentlichkeit zu Doku-
menten gelten auch für die Ausschüsse.

(3) Das Europäische Parlament wird von der Kommission
regelmäßig über die Arbeiten der Ausschüsse unterrichtet. Zu
diesem Zweck erhält es die Tagesordnungen der Sitzungen, die
den Ausschüssen vorgelegten Entwürfe für Maßnahmen zur
Durchführung der gemäß Artikel 251 des Vertrags erlassenen
Rechtsakte sowie die Abstimmungsergebnisse, die Kurznieder-
schriften über die Sitzungen und die Listen der Behörden und
Stellen, denen die Personen angehören, die die Mitgliedstaaten
in deren Auftrag vertreten. Außerdem wird das Europäische
Parlament regelmäßig unterrichtet, wenn die Kommission dem
Rat Maßnahmen oder Vorschläge für zu ergreifende
Maßnahmen übermittelt.

(4) Die Kommission veröffentlicht innerhalb von sechs
Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem dieser Beschluß wirksam
wird, im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften eine Liste der
Ausschüsse, die die Kommission bei der Ausübung der ihr
übertragenen Durchführungsbefugnisse unterstützen. In dieser
Liste wird oder werden in bezug auf jeden Ausschuß jeweils der
oder die Basisrechtsakt(e) angegeben, auf dessen oder deren
Grundlage der Ausschuß eingesetzt worden ist. Vom Jahr 2000
an veröffentlicht die Kommission überdies einen Jahresbericht
über die Arbeit der Ausschüsse.
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(5) Die bibliographischen Hinweise der dem Europäischen
Parlament gemäß Absatz 3 übermittelten Dokumente werden
in einem im Jahr 2001 von der Kommission zu erstellenden
Verzeichnis öffentlich zugänglich gemacht.

Artikel 8

Erklärt das Europäische Parlament in einer mit Gründen verse-
henen Entschließung, daß ein Entwurf für Durchführungsmaß-
nahmen, dessen Annahme beabsichtigt ist und der auf der
Grundlage eines nach dem Verfahren des Artikels 251 des
Vertrags erlassenen Basisrechtsakts einem Ausschuß vorgelegt
wurde, über die in dem Basisrechtsakt vorgesehenen Durchfüh-
rungsbefugnisse hinausgehen würde, so wird dieser Entwurf
von der Kommission geprüft. Die Kommission kann unter
Berücksichtigung dieser Entschließung und unter Einhaltung
der Fristen des laufenden Verfahrens dem Ausschuß einen
neuen Entwurf für Maßnahmen unterbreiten, das Verfahren
fortsetzen oder dem Europäischen Parlament und dem Rat
einen Vorschlag auf der Grundlage des Vertrags vorlegen.

Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und
den Ausschuß über die Maßnahmen, die sie aufgrund der
Entschließung des Europäischen Parlaments zu treffen beab-
sichtigt, und über die Gründe für ihr Vorgehen.

Artikel 9

Der Beschluß 87/373/EWG wird aufgehoben.

Artikel 10

Dieser Beschluß wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften wirksam.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 1999.

Im Namen des Rates

Der Präsident

M. NAUMANN


